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Für AVES gilt nach wie vor: 

Alle Energien nutzen! 

Also auch die CO2-freie Kernenergie.

Eine Umfrage von smartvote zu den Nationalratswahlen zeigt den

Trend: 41,7 Prozent der Stimmbürger sind klar für die Erneuerung

schweizerischer Kernkraftwerke, 13,4 Prozent sagen eher Ja. Und

wenn weit über 50 Prozent der Befragten eine Reduktion der CO2-

Emissionen wünschen, ist das erstens ein Bekenntnis zur CO2-freien

Stromproduktion in unserem Lande und zweitens die Sorge um die

globale CO2-Belastung. Schweizerinnen und Schweizer erkennen 

die Probleme. Und die liegen bestimmt nicht bei unserer praktisch

CO2-freien Stromproduktion – dem einmaligen Mix von Wasser-

kraft und Kernenergie. Hier haben wir nur ein Problem: Wie begeg-

nen wir realistisch der kommenden Stromknappheit, die auch Wohl-

stand und Arbeitsplätze gefährden wird.

Selbstverständlich haben wir bei der Energiegewinnung durch Ver-

brennung Spielraum. Und wir können den Anteil der erneuerbaren

Energien (wenn auch mit riesigem finanziellem Aufwand) ein wenig

erhöhen. Und bezüglich Effizienz kann viel mehr getan werden.

Bei der Stromproduktion haben wir lediglich den einzigen Anspruch:

Der Ausbau der Kernkraft darf nicht weiter behindert werden, 

er muss – will man vom Klimaschutz nicht nur reden – sofort in die

Wege geleitet werden! 

Unser Land hat einen erstklassigen Leistungsausweis in Sachen Klima-

politik. Gemessen am Bruttoinlandprodukt (BIP) stösst die Schweiz 

am wenigsten CO2 aus. Wenn man weiss, dass Deutschland seine elek-

trische Energie zu  63 Prozent fossil, also vor allem mit Kohle und

Erdgas, produziert (Schweiz null) oder dass zum Beispiel China zur

Stromproduktion jede Woche ein Kohlenkraftwerk (!) in Betrieb

nehmen muss, so merkt der bedachte Bürger, dass wir in erster Linie

weltweit handeln müssen. Wissen, Erfahrung, Kreativität und 

gute Dienste müssen wir vor allem im Ausland zur Wirkung bringen

– mit kühlem Kopf und Augenmass. 

Für AVES gilt auch in Zukunft das Motto: «Alle Energien nutzen» –

auch die erneuerbaren. Das verlangt den guten Willen aller 

Beteiligten. Wir können es uns nicht mehr leisten, die sichere CO2 -

freie Stromversorgung in unserem Lande durch Grabenkämpfe 

zu blockieren. Darum der Weihnachtswunsch der AVES: Lösen wir

unsere gemeinsamen Probleme auch gemeinsam, nur das bringt 

uns weiter!  Bruno Fäh

Wie die BKW anlässlich des 35-
Jahr-Jubiläums des Kernkraft-
werks Mühleberg mitteilten,
wird derzeit die Einreichung
eines Rahmenbewilligungsge-
suchs für den Ersatz des Kern-
kraftwerks Mühleberg vorbe-
reitet. Zudem fordern sie den
Betrieb des bestehenden Kraft-
werks über das Jahr 2012 hinaus.

Die Verlängerung der Betriebs-
bewilligung des Kernkraftwerks

BKW bereiten Rahmenbewilligung 

für Mühleberg II vor...

Mühleberg über das Jahr 2012
hinaus ist Gegenstand eines
Verfahrens vor Bundesgericht.
Um die langfristige Versor-
gungssicherheit in der Nordwest-
schweiz zu sichern, wurde 
die Vorbereitung für die Einrei-
chung eines Rahmenbewilli-
gungsgesuches aufgenommen.
Geprüft worden sei die techni-
sche Machbarkeit – Baugrund,
Platzbedarf, Disposition, Küh-
lungsmöglichkeit und Logistik.

Wenige Tage nach der «Atom-
debatte» im Solothurner Kan-
tonsrat werden die Pläne für
ein Kernkraftwerk Gösgen II
konkret. Atel-Chef Giovanni
Leonardi kündigt ein Rahmen-
bewilligungsgesuch für nächs-
tes Jahr an.

Was schon wiederholt angekün-
digt wurde, scheint nun vor 
der Realisierung zu stehen. Noch
in diesem Jahr oder aber An-
fang 2008 sollte ein Konsortium
gegründet sein, das ein neues
Kernkraftwerk bauen will. Das

...und Gösgen II ist in der Pipeline

verkündete Atel-Chef Giovanni
Leonardi als Gastreferent vor
dem Sponsorenclub «FdP 200» 
der Solothurner Freisinnigen.

Details über die Partner und den
weiteren Fahrplan gab er nicht
bekannt. Nur so viel: Ende 2008
wollen die Atel und ihre Kon-
sortiumspartner das Rahmenbe-
willigungsgesuch für das neue
Kernkraftwerk eingereicht haben.
Eine Volksabstimmung könnte
dann zwischen 2012 und 2014
stattfinden, schätzt Leonardi.
(Solothurner Zeitung)

Präsidium und Vorstand danken Ihnen 

für Ihren wichtigen Einsatz zugunsten einer

vernünftigen Energiepolitik in unserem

Lande.

Frohe Weihnachtstage und ein glückliches

Jahr in Gesundheit.



Stiftung Klima-

rappen – ein wich-

tiger Beitrag für 

den Klimaschutz 

Die Stiftung Klimarappen ist
erfreut, dass das Departement
für Umwelt, Verkehr, Energie
und Kommunikation (UVEK)
ihren definitiven Business-
plan genehmigt hat. Das UVEK
anerkennt den wichtigen Bei-
trag der Stiftung Klimarappen
zur Erreichung der Schweizer
Klimaschutzziele. Sie hat damit
nun grünes Licht zur Um-
setzung ihrer Arbeit bis 2012. 

Die Stiftung Klimarappen ist als
eine freiwillige Massnahme der
Schweizer Wirtschaft unter dem
CO2-Gesetz seit dem 1. Oktober
2005 operativ tätig. Sie hat sich
vertraglich gegenüber dem
Bund verpflichtet, im Zeitraum
2008 bis 2012 CO2-Emissions-
reduktionen im Umfang von
neun Millionen Tonnen zu
bewirken. Dazu stehen der Stif-
tung Klimarappen jährliche
Mittel von rund 100 Millionen
Franken aus einer Abgabe auf
Benzin- und Dieselöl-Importen
in der Höhe von 1,5 Rappen 
pro Liter zur Verfügung. Die Stif-
tung hat innert kurzer Zeit
verschiedene CO2-Reduktions-
programme umgesetzt und 
sich als wirksames Instrument
der Schweizer Klimapolitik
etabliert. 

Mit einem effizienten Mittelein-
satz will die Stiftung Klima-
rappen so viel CO2 wie möglich
reduzieren und so einen wich-
tigen Beitrag zur Erreichung der
Schweizer Klimaschutzziele
leisten. Von den voraussichtlich
verfügbaren Mitteln von 735
Millionen Franken werden 375
Millionen in nationale Projekte
in den Bereichen Gebäudeerneue-
rung, Verkehr, Prozesswärme,
Abwärmenutzung und Raum-
wärme investiert. Im Ausland
werden 215 Millionen Franken
zum Kauf von Kyoto-Zertifika-
ten aus Projekten hoher Qualität
eingesetzt. 

Für weitere Informationen:
Dr. Marco Berg, Geschäftsführer,
Telefon 079 829 71 03,
www.stiftungklimarappen.ch

Neoliberale Ökonomen und
Vertreter von Umweltorganisa-
tionen behaupten, eine Strom-
lücke könne es gar nicht geben,
da steigende Preise Angebot
und Nachfrage ausgleichen wür-
den. Dies widerspricht den
fundamentalen Gegebenheiten
und der Entwicklung im
europäischen Strommarkt.

Die Ökonomiestudenten lernen
im ersten Semester, dass die
Verknappung eines Gutes zu
einer Preiserhöhung führt,
welche die Nachfrage dämpft
und so Angebot und Nach-
frage ins Gleichgewicht bringt.
Mit der einfachen Argumenta-
tion, die steigenden Strompreise
würden den Verbrauch so weit
senken, dass keine neuen Kraft-
werke nötig seien, wird man
dem Marktmechanismus beim
Strom in keiner Weise gerecht.
Die Wirklichkeit ist viel komple-
xer. Mit Lehrbuchweisheiten
kann man die Stromversorgung
nicht sicherstellen.

Eine Verknappung auf dem heute
internationalen Strommarkt
führt dazu, dass die Stromver-
sorger, welche Elektrizität 
zur Belieferung ihrer Kunden
beschaffen müssen, höhere
Stromeinstandskosten zu be-
zahlen haben. Da die Stromver-
sorger häufig eigene Produkti-
onskapazitäten haben und diese
in der Regel zur Belieferung
ihrer eigenen Konsumenten ver-
wenden (es wäre nicht korrekt,
wenn sie ihre Produktion
gewinnbringend am Strommarkt
verkaufen und ihren Kunden 
die höheren Marktpreise ver-
rechnen würden), treffen die
Marktkräfte nur den am Markt
einzukaufenden Teil des Strom-
konsums.

Noch wesentlicher ist aber, dass
die Stromkonsumenten von 
den höheren Marktpreisen gar
nichts oder erst sehr verspätet
etwas merken. Für die Grosskon-
sumenten mit Marktzugang
gelten die abgemachten Verträge,
so dass sich in der Regel Preis-
erhöhungen erst bei einer Neu-
aushandlung der Verträge
durchsetzen lassen. Dem durch-
schnittlichen Stromkonsumen-
ten werden als Tarifkunde fixe

Eduard Kiener, ehemaliger Direktor des Bundesamtes für Energie

Kann der Markt die Stromlücke verhindern?

Strompreise verrechnet, die nur
periodisch angepasst werden
können. Die Stromkunden haben
deshalb gar keinen ökonomi-
schen Grund, auf Marktpreiser-
höhungen zu reagieren.

Erst wenn die ausgehandelten
Strompreise oder die Tarife
angehoben werden, was immer
verzögert und unvollständig
erfolgt, können die Marktkräfte
zu greifen beginnen. Sie tun 
dies aber nur sehr eingeschränkt.
Dafür gibt es mehrere Gründe:

Erstens unterliegt nur der am
Markt einzukaufende Teil des
Stromkonsums den Marktkräften.

Zweitens wird der Stromkonsum
in erster Linie durch die Geräte-
ausstattung bestimmt. Solange
die elektrischen Geräte und
Anlagen ihren Dienst tun, werden
sie verwendet; wegen erhöhter
Strompreise wird nicht weniger
gekocht, werden keine Produk-
tionsanlagen abgeschaltet und
wird auch nicht auf den 
Computer verzichtet; allfällige
Nutzungseinschränkungen 
und damit Stromverbrauchs-
minderungen sind bescheiden.
Die Marktkräfte spielen erst 
bei Geräteneuanschaffungen
und auch dort nicht umfassend,
weil der Stromverbrauch beim
Kaufentscheid erfahrungsgemäss
nur ein Entscheidelement ist,
viele Konsumenten gar nicht da-
rauf achten oder nichts zum
Kauf der von ihnen eingesetzten
Geräte und Anlagen zu sagen
haben (deshalb sind Zulassungs-
vorschriften nötig, welche
energetisch schlechte Geräte
vom Markt verdrängen).

Drittens führt der grosse Nutzen
des Stroms dazu, dass die Kon-
sumenten eher bereit sind, mehr
zu bezahlen, als auf den Kon-
sum zu verzichten. Erst sehr hohe
Strompreise könnten daran
etwas ändern. Dann würde auch
teure Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien wirtschaft-
lich, aber eine ins Gewicht
fallende zusätzliche Produktion
käme nur mit grosser Verzöge-
rung auf den Markt. 

Viertens ist daran zu erinnern,
dass die Stromversorgung nur

dann gesichert ist, wenn stets
ausreichend Energie (kWh) und
Leistung (kW) vorhanden ist. 
Die Versorgungssicherheit ist
nur so weit gewährleistet, 
als genügend Strom ins Netz ein-
gespeist und in die Versorgungs-
zentren transportiert werden
kann. Eine Verknappung im euro-
päischen Strommarkt mit
steigenden Strompreisen führt
dazu, dass – soweit noch vor-
handen und betriebsbereit – alte
thermische Kraftwerke, in der
Regel Dreckschleudern, wieder
in Betrieb genommen werden.
Die Reservekapazität im euro-
päischen Verbund sinkt stetig.
Die Folge ist eine immer
schlechtere Versorgungssicher-
heit mit steigendem Risiko 
von Lieferunterbrüchen und
Blackouts. Sie entstehen, 
wenn die Kraftwerksleistung
nicht genügt, um die nach-
gefragte Bezugsleistung der Kon-
sumenten zu decken. 

Der Markt spielt also nur bis zu
Ausreizung der Kapazitäts-
grenzen und erst noch mit öko-
logisch unerwünschten Folgen.
Sind die Kapazitätsgrenzen bei
der Produktion oder bei der
Stromübertragung erreicht,
können auch noch so hohe
Strompreise Netzzusammen-
brüche nicht verhindern.

Fünftens schwankt der Markt-
preis des Stroms im Stunden-,
Tages-, Wochen- und Jahresver-
lauf stark. Er bildet so die je-
weilige Angebots- und Nachfra-
gesituation ab. Möchte man
Angebot und Nachfrage über
den Strompreis ausgleichen,
müsste dieser dem Spitzenmarkt-
preis entsprechen, welcher 
die grösste Knappheit signalisiert,
um Blackouts zu verhindern.
Dies würde zu stark überhöhten
Strompreisen führen.

Die Marktreaktionen erfolgen
auf zwei weitgehend entkoppel-
ten Ebenen: einerseits meist
rasch auf jener der Elektrizitäts-
wirtschaft, andererseits in 
stark abgeschwächtem Ausmass
und mit unterschiedlichen, 
in der Regel grossen Verzögerun-
gen auf jener der Stromkon-
sumenten. Die Hoffnung, die
Marktkräfte würden neue
Kraftwerke unnötig machen,
erweist sich somit als Seifen-
blase.



Die Energiekommission des
Ständerates hat am 2. November
der Genehmigung der inter-
nationalen Übereinkommen von
Paris und Brüssel über die
Haftung auf dem Gebiet der
Kernenergie, die die Erhöhung
der obligatorischen Versiche-
rungsdeckung von 1 Mia. auf
1,8 Mia. Franken notwendig
macht, zugestimmt. Die UREK
hat den Entwurf des Bundes-
rates zum Bundesbeschluss über
die Genehmigung und Um-
setzung von Übereinkommen
zur Haftung auf dem Gebiet 
der Kernenergie einstimmig
und ohne Änderungen ange-
nommen. 

Wie die UREK mitgeteilt hat, hat
sie vor dem Entscheid Vertreter
der betroffenen Kreise, nament-
lich die Betreiber der Kernkraft-

Versicherungsdeckung 

von 1 auf 1,8 Milliarden Franken erhöht

werke (Fachgruppe Kernenergie,
swissnuclear), die Versicherer
(Schweizer Pool der Versicherer
von Nuklearrisiken) und die
Umweltorganisationen angehört.
Der Bundesbeschluss betrifft
einerseits die Genehmigung der
Revisionsprotokolle zum Pari-
ser Übereinkommen und zum
Brüsseler Zusatzübereinkom-
men über die Haftung auf dem
Gebiet der Kernenergie, ander-
seits die damit zusammenhän-
gende Totalrevision des Kern-
energiehaftpflichtgesetzes (KHG).
Mit der Übernahme der revi-
dierten Übereinkommen von Paris
und Brüssel würde insbeson-
dere die obligatorische Versiche-
rungsdeckung von heute 1 Mia.
auf 1,8 Mia. Franken erhöht.
Eine Minderheit beantragt, den
Gesamtbetrag der Deckung 
auf 2,25 Mia. Franken festzulegen.

Ein Rückzugsgefecht der AKW-Gegner: 

Vollkommen abstruse Haftpflichtforderungen

Das revidierte Kernenergie-
haftpflichtgesetz sieht vor, die
obligatorische Versicherungs-
deckung von 1 Milliarde auf 1,8
Milliarden Franken zu erhöhen.
Diese Erhöhung, mit der sich die
Schweiz an internationale 
Übereinkommen von Paris und
Brüssel anpasst, nehmen AKW-
Gegner zum Anlass, gegen die
Kernenergie mobil zu machen.
Ein schlechtes Argument, das sich
wie ein verzweifeltes Rückzugs-
gefecht ausnimmt: Die Allianz
«Stopp Atom» will die Haftungs-
deckung auf 4300 Milliarden
Franken erhöhen – eine wahr-

haft abstruse Idee. Das Seltsame
an dieser neuesten Aktion 
ist, dass diese Kreise weniger die
Menschen schützen, als ihre
davonschwimmenden Felle ret-
ten wollen, weil auch sie mer-
ken, dass die Zustimmung zur
CO2-freien Stromversorgung 
aus Kernenergie in unserem
Lande aus gutem Grunde steigt.
Greenpeace und Co. müssen
sich also «bessere» Argumente
einfallen lassen. Vor allem
müssen sie sich den Vorwurf
gefallen lassen, dass sie – als Ver-
hinderer der Kernenergie – die
CO2-Belastung geradezu fördern!

Der am 27. September 1982
gegründete Verein «Frauen für
Energie» (ffe), welcher sich 
für eine gesicherte und umwelt-
freundliche Energieversor-
gung einsetzt, hat sein 25-Jahr-
Jubiläum an der Universität
Zürich gefeiert. Mit Informati-
onsblättern zu Energiethemen
und dem Dialog – vor allem 
mit Frauen – an Veranstaltungen
und Besichtigungen hat der
politisch neutrale Verein seinen
Mitgliedern die Zusammen-
hänge von Energiesparen und
Stromsparen, Energie und
Umwelt, Wirtschaft und Ener-
gieverbrauch, aber auch der
Sicherheit von Kernkraftwer-
ken, Radioaktivität in der
Umwelt und der Entsorgung
radioaktiver Abfälle aufge-
zeigt. Nach 25 Jahren sind diese
Informationen noch immer
und erneut gefragt, denn eine
verantwortungsvolle Klima-
politik braucht Strom vorzugs-
weise aus CO2-freien Wasser-
und Kernkraftwerken, wie
Ständerat Rolf Schweiger an
der – auch von zahlreichen
Männern besuchten–Jubiläums-
mitgliederversammlung
betonte.

Die Vergangenheit
Einen Rückblick auf die 25-jäh-
rige Geschichte und Aktivitäten
des Vereins gab die Gründungs-
präsidentin Dr. Irene Aegerter.
Sie zeigte anhand der Informa-
tionsblätter von 1982, dass ffe
bereits damals den Ersatz von
Ölheizungen durch Wärme-
pumpen und das Isolieren von
Häusern thematisierte und 
über die Folgen des CO2-Anstiegs
für das Klima schon vor über 
20 Jahren informierte. Nach der
Reaktorkatastrophe in Tscher-
nobyl informierten Frauen für
Energie vermehrt über die
Folgen von Radioaktivität und
die Unterschiede des Tscher-
nobylreaktors zu den Schweizer
Kernkraftwerken. Dazu über-
reichten sie am 8. Oktober 1986
den eidg. Räten eine Petition

25 Jahre Frauen für Energie

Weil Energiepolitik 

nicht nur Männersache ist

mit 21011 Unterschriften gegen
den «Einstieg in den Ausstieg».
Nach den vier Abstimmungen,
in welchen die Schweizer Be-
völkerung den Weiterbetrieb der
Schweizer Kernkraftwerke in
den Jahren 1979, 1984, 1990 und
2003 befürwortete, geht es in
Zukunft um die Diskussion, wie
die alten Kernkraftwerke 
dereinst ersetzt werden sollen. 

Die Zukunft
Die Herausforderung, auch in
Zukunft die Stromversorgung
CO2-frei sicherzustellen, be-
leuchtete Ständerat Rolf Schwei-
ger. Er zeigte anhand konkre-
ter Zahlen, dass der Strom aus
den Importverträgen mit
Frankreich und den alten KKW
nur durch den Ersatzbau von
Kernkraftwerken sicherzustellen
sei – trotz Förderung von 
neuen erneuerbaren Energien
wie Sonne und Wind, welche
eben nicht ständig verfügbar
sind. Der Bau von Gaskraft-
werken hingegen würde die
ganze CO2-Reduktion zunichte
machen, welche man mit 
der CO2-Abgabe auf Benzin und
Heizöl zu erreichen hofft. 
Der AVES-Präsident prangerte 
auch die Grünen an, welche 
den Ausbau des Wasserkraftwer-
kes Grimsel verhindern wollen.

Die Personen
Die Präsidentin, Trudy Rit-
schard, wurde an der Mitglie-
derversammlung bestätigt.
Jacqueline Bäschlin, während
20 Jahren das Bindeglied 
zur Romandie, und die Grün-
dungspräsidentin, Dr. Irene
Aegerter, traten als Vorstands-
mitglieder zurück. Irene Ae-
gerter war während 7 Jahren
Präsidentin und 18 weitere
Jahre im Vorstand. Die neuen
Vorstandsmitglieder heis-
sen Barbara Wohlwend und
Monika Ruh.

Trudy Ritschard, Präsidentin,
Telefon 043 266 99 36,
trudy.r@bluewin.ch, www.ffe.ch

Die Energiepolitik eines Landes 

ist entscheidend für seine Zukunft.

Die Grünen mobilisieren gegen Kernkraft

Die Grüne Partei will eine
allfällige Rahmenbewilligung
für den Bau eines neuen
Kernkraftwerks mit einem 
Referendum bekämpfen. 
Weiter übten die Grünen Kritik
am Sachplan Geologische
Tiefenlager.

Die Grünen stellen sich ent-
schieden gegen die Kernkraft
und plädieren für Effizienz-

und Sparmassnahmen sowie
für erneuerbare Energien. 

Weiter üben die Grünen Kritik
am Sachplan Geologische
Tiefenlager: Sie fordern in der
Diskussion über einen geeigne-
ten Standort ein ausgereiftes
Konzept zur Sicherheit und
Überwachung des Lagergutes.



Viele Partner beteiligen sich 
an der laufenden Energiedis-
kussion. Um diese Meinungs-
vielfalt abzubilden, bietet
www.energiedialog.ch auch
Verbänden, Organisationen und
Behörden eine Plattform zur
freien Meinungsäusserung: Von
A wie «Agspo» (Anti Grosskraft-
werk Spot Promotion Organisa-
tion) bis V wie VSE (Branchen-
verband der schweizerischen
Energieunternehmen). Viele
weitere Diskussionspartner wie
«economiesuisse» oder das
Bundesamt für Energie (BFE)
haben ihr Statement abge-
geben. Axpo wird auch weiter-
hin die aktive Diskussion 
mit allen Anspruchsgruppen
suchen. 

Der Bereich «Fragen und Antwor-
ten» wurde bereits bisher 
rege benutzt. In einer noch User-
freundlicheren und aktuel-
leren Form geben hier die Exper-
ten der Axpo zu allen Fragen
rund um den Strom kompetente
Antworten.

In einem anderen Bereich sind
die verschiedenen Strom-
Produktionsarten in Form von
anschaulichen und leicht
verständlichen Kurzfilmen dar-
gestellt und können per Maus-
klick abgerufen werden. In einem
Video klicken Sie sich auch 
ins Axporama, das Besucherzen-
trum der Axpo in Böttstein. 
Die Axpo-Engagements im Sport,
in der Kultur und im Sozialen

www.energiedialog.ch

Der Axpo-Energiedialog geht 

in die zweite Runde

sind ebenfalls als filmische Kurz-
beiträge enthalten. Unerwar-
tetes und Kurioses hinter der
Steckdose rundet die neue
Website ab. 

Unterstützt wird die Energiedia-
log-Website mit zwei neuen
Axpo-TV-Spots. Köbi Kuhn und
seine beiden Jassfreunde 
Andy und Chlüppli treffen sich
wieder am Stammtisch. Sie
befassen sich diesmal augen-
zwinkernd mit den Themen
Energieeffizienz und erneuer-
bare Energien. Geistiger Va-
ter und Realisator der Spots ist
wiederum der bekannte 
Schweizer Filmemacher Michael
Steiner. Die Spots laufen ab
sofort auf verschiedenen Fern-
sehkanälen. 

Schliesslich sollen auch weiter-
hin Meinungen und Fragen 
aus der Bevölkerung zum Thema
Energie aufgenommen und 
von Experten der Axpo beant-
wortet und diskutiert werden.

Auskünfte und Informationen:
Axpo Holding AG, 
Corporate Communications 
Daniela Biedermann, 
Telefon 044 278 41 20
Rainer Meier, 
Telefon 044 278 41 73 

Download: www.axpo.ch 
(Screenshot, Werbespots und
Text als Word) DVDs können 
bei der Axpo Medienstelle
bezogen werden.

Swissgas, die den überwiegen-
den Teil des Erdgasbedarfs 
der Schweiz bündelt und im-
portiert, beteiligt sich mit 
zehn Prozent an der Bayerngas
Norge mit Sitz in Oslo. 

Damit hat die Schweiz erstmals
direkten Zugang zu Erdgas-
förderstätten im Ausland und
ergänzt ihre auf verschie-
dene europäische Länder abge-
stützte Erdgasbeschaffung.

Swissgas beteiligt sich an Erdgasförderung

in Norwegen

Mit Swissgas hat die Bayerngas
Norge, eine Tochtergesellschaft
der deutschen Bayerngas in
München (Beteiligung 53,7%),
nach der Verbreiterung der
Gesellschafterbasis durch die
Stadtwerke München (31,3%)
und die TIGAS-Erdgas Tirol (5%),
einen weiteren internationalen
Gesellschafter. Swissgas kann
damit gemäss ihrem Geschäfts-
führer Ruedi Rohrbach ihre
Beschaffungsaktivitäten strate-

gisch stärken und die langfris-
tige Import- und Versorgungs-
sicherheit der Schweiz mit 
Erdgas verbessern. Für Dr. Ulrich
Mössner, Geschäftsführer 
der Bayerngas, ist Swissgas ein
echter Wunschpartner, denn
beide Unternehmen sind ähnlich
strukturierte Einkaufsorgani-

sationen ihrer Aktionäre.

Kontakt und Auskünfte:
Ruedi Rohrbach, 
Geschäftsführer Swissgas,
Telefon 044 288 34 00, 
rohrbach@swissgas.ch
www.erdgas.ch
www.swissgas.ch

Nach fast 30 Jahren Unterbruch
sind in den USA kürzlich die
ersten zwei Baugesuche für neue
Kernkraftwerke eingereicht
worden. Weltweit lässt sich eine
positive Neubewertung der
Kernenergie ausmachen, wie
internationale Fachleute an
einer Veranstaltung des Nuklear-
forums Schweiz  in Olten dar-
legten. An der Tagung wurde
auch der Atomausstieg Deutsch-
lands in Frage gestellt. 

«Treibende Kraft für die Neube-
wertung der Kernenergie sind
die guten Betriebserfahrungen
mit den heutigen Kernkraftwer-
ken, die tiefen und stabilen
Stromproduktionskosten und
der steigende Strombedarf als
Folge des Trends, fossile Ener-
gien durch Stromanwendungen
zu ersetzen», sagte Bruno
Pellaud, Präsident des Nuklear-
forums Schweiz, an der Informa-
tionstagung zum Thema «Kern-
energie: weltweit auf der
Agenda». Die Erfahrungen der
letzten Jahre, insbesondere in
Skandinavien, zeigten, dass neue
Kernkraftwerke wirtschaftlich
sind, die bei Prototypen unver-
meidlichen Bauverzögerungen
gemeistert werden können und
auch die Entsorgung der radio-
aktiven Abfälle bei entsprechen-
dem politischem Willen lösbar
ist. «Weiter geht aus allen
umfassenden Analysen hervor,
dass die Uranreserven der 
Erde für mehrere hundert Jahre
ausreichen dürften», legte
Pellaud dar. Bei der Einführung
neuer Nukleartechnologien
erhöhe sich die Reichweite sogar
auf Tausende von Jahren. Zu
diesen Faktoren kommt heute
die Klimafrage. «Ob man das
gerne sieht oder nicht – die
Klimaproblematik gibt Rücken-
wind für die Kernenergie in
Europa und der Welt», hielt
Pellaud fest und verwies auf den

Weltweiter Rückenwind für die Kernenergie 

jüngsten Bericht des Uno-
Weltklimarats (Intergovern-
mental Panel on Climate
Change, IPCC). Erstmals zählt
der Weltklimarat die Kern-
energie ausdrücklich zu jenen
Schlüsseltechnologien, die
heute «kommerziell verfügbar
sind, um die Klimaveränderun-
gen zu begrenzen».

Warum Deutschland nicht
aussteigen wird 
Walter Hohlefelder, Vorstands-
mitglied der E.ON Energie AG
und Präsident des Deutschen
Atomforums, nannte die
Gründe, warum aus seiner Sicht
Deutschland nicht aus der
Kernenergie aussteigen wird –
entgegen der vor sieben Jahren
aus politischen Motiven ge-
troffenen Vereinbarung zwischen
Regierung und Stromversor-
gern. Mit dem vorzeitigen Ab-
schalten der heute 17 deutschen
Kernkraftwerke würde die
Stromquelle mit dem grössten
Anteil an der sogenannten
Grundlast – der Stromversor-
gung rund um die Uhr – wegfal-
len. «Zudem käme es zur Ver-
nichtung volkswirtschaftlichen
Vermögens im zweistelligen
Milliarden-Euro-Bereich.» Mehr
noch: «Der Ausstieg bedeutet,
dass Deutschland bis 2020 –
zusammen mit dem Bedarf an
konventionellen Kraftwerken –
bis zu 50 000 Megawatt instal-
lierte Leistung ersetzen müsste
und die Importabhängigkeit von
wenigen Primärenergieträgern
und wenigen, häufig instabilen
Lieferländern dramatisch zu-
nehmen würde», sagte Hohlefel-
der. Und schliesslich könnte
Deutschland die angestrebte Vor-
reiterrolle im Klimaschutz 
nicht einnehmen – die Verpflich-
tung, bis ins Jahr 2020 den 
CO2-Ausstoss um 40 Prozent
unter das Niveau von 1990 
zu senken.



Die jährliche Fernwärmetagung
gehört zu den etablierten 
Fachtagungen im Bereich der
Energiepolitik. Weltweit sind
Bevölkerung und Politiker über
den sich abzeichnenden Klima-
wandel beunruhigt. Umwelt-
katastrophen, von den Wissen-
schaftern und Umweltexperten
seit Jahren prophezeit, treffen
immer häufiger ein. Schäden 
in unermesslicher Höhe sind die
Folge. Um dem entgegenzu-
wirken, wird seit einiger Zeit in
der Energieversorgung eine 
gesamtheitliche Betrachtung an-
gestrebt. Alternativen sind
vorhanden. Wir müssen diese
nur nutzen. Der Innovations-
standort Schweiz hat ein grosses
Potenzial in der Entwicklung
von neuen Technologien, hoch-
wertigen Produkten und effizien-
ten Verfahren. Das diesjährige
Tagesthema «Wachstumstreiber
erneuerbare Energie» ver-
spricht Perspektiven und zeigt

Das 7. Kapitel einer Erfolgsgeschichte:

Fernwärme auf neuen Wegen 

mit Grundsatzreferaten und
Projektbeispielen Impulsstrate-
gien auf. 

Lassen Sie sich über das grosse
Potenzial in der nachhaltigen
Energieversorgung informieren.
Die interessante Tagung mit
prominenten Politikern wie
Ständerat und AVES-Präsident
Rolf Schweiger sowie National-
rat Filippo Leutenegger und
Fachleuten aus dem In- und Aus-
land findet am 17. Januar 2008
im Kongresshaus Biel statt.

Auskünfte und Anmeldung:
Verband Fernwärme Schweiz
(VFS), Walter Böhlen, Präsident,
Telefon 056 496 28 70,
www.fernwaerme-schweiz.ch,
info@fernwaerme-schweiz.ch

Grundsätzlich betrachtet die
AVES die vorliegenden Aktions-
pläne als Umsetzung der vom
Bundesrat vorgeschlagenen Ener-
giepolitik unseres Landes mit
den vier bekannten Säulen. Die
AVES steht grundsätzlich hinter
dieser Neuausrichtung der
schweizerischen Energiepolitik.
Wir wehren uns jedoch gegen
allzu viel Staatsintervention und
regulativen Aufwand.

Nach unserer Meinung gehört
zu solchen Aktionsplänen – nebst
den Massnahmen zum spar-
samen Umgang mit Energien –
auch die realistische, sichere,
eigenständige und vor allem CO2-
freie Stromproduktion aus
Grosskraftwerken. Aussagen dazu
fehlen leider in den Aktions-
plänen.

Ganz besonders stört uns die
Absicht, die Elektrizitätsnach-
frage absolut zu beschränken.
Die Elektrizitätsproduktion in der
Schweiz ist zu 100 Prozent 
CO2-frei. Mit unserem Strommix
sind wir in dieser Beziehung auf

Stellungnahme der AVES Schweiz:

Entwurf Aktionspläne «Energieeffizienz»

und «Erneuerbare Energien»

sehr gutem Wege. Die Optimie-
rung der Wasserkraft und der
Ersatzbau von Kernkraftwerken
dürfen aber nicht auf die lange
Bank geschoben werden!

Die AVES steht hinter der realis-
tischen, wirksamen Förderung
von erneuerbaren Energien. Mit
Subventionen und Beiträgen an
diese sind wir jedoch am oberen
Limit angelangt. Dementspre-
chend stellen wir fest, dass der
kommenden Stromlücke keines-
falls nur mit Alternativenergien
begegnet werden kann. Massnah-
men mit erneuerbaren Energien
ausserhalb der Stromproduktion
hingegen können wir durch-
aus zustimmen, obwohl auch
hier Strom gebraucht wird.

Wir erlauben uns, einmal mehr
darauf hinzuweisen, dass die
Bereiche (Primär-)Energie für
Stromproduktion und (Primär-)
Energie für anderen Bedarf 
klar auseinanderzuhalten sind.
Die Stromproduktion in der
Schweiz kann eigenständig und
CO2-frei sichergestellt werden.

Unser Land hat einen erstklassi-
gen Leistungsausweis in Sachen
Klimapolitik. Pro BIP-Einheit
(Bruttoinlandprodukt) stösst die
Schweiz am wenigsten CO2 aus.
Das zeigt ganz klar diese Ta-
belle, die beweist, dass wir, bezo-
gen auf die Wertschöpfung 
(BIP), am wenigsten CO2 produ-
zieren. Pro Tonne CO2, die in
unserem Land emittiert wird,

Die Schweiz im Klimaschutz 

weltweit führend

erbringen wir eine Wirtschafts-
leistung von 9415 Dollar. Ein
Hauptgrund für dieses sehr gute
Resultat liegt darin, dass bei 
uns der Strom für die Industrie
und den Dienstleistungssektor
praktisch CO2-frei produziert
wird; Länder mit vergleichbarem
Dienstleistungssektor (zum
Beispiel Luxemburg) haben weit
mehr CO2-Emissionen.

Der während 20 Jahren erfolg-
reiche Longseller «Sparer leben
gefährlich» von Bruno Stanek
wurde vom Autor nochmals
völlig überarbeitet und ergänzt
mit den aktuellen Sparkata-
strophen des 21. Jahrhunderts.
Diese inzwischen sechste Auf-
lage ist genau im richtigen Mo-
ment erschienen, damit echt
besorgte Denker den ach so gut
gemeinten Schildbürgereien 
des Zeitgeistes wenigstens mit
der nötigen Ironie oder allen-
falls mit Galgenhumor gegen-
übertreten können. Das «Ener-
giekapitel» ist neben Dutzenden
weiterer aus allen Sparten men-
schlichen Wirkens das vielleicht
pikanteste. Sparen ist nämlich
alles, was die Maschinenstürmer
und Paniker des 21. Jahrhun-
derts ausser Gaskraftwerken als

Ein Buch von Bruno Stanek:

«Sparer leben gefährlich»

Lösung von Energie-Engpässen
und sogenannter «CO2-Proble-
matik» anzubieten haben. Auch
dieses Werk ist wie der Begleit-
band «Wie viel Irrtum braucht
der Mensch» in gediegener
Ausführung für nur 32 Franken
zu beziehen bei www.Stanek.ch.

Details dazu auf der Bücherseite
und käuflich auf der Bestell-
seite. Ein ideales Weihnachtsge-
schenk, aber auch ein Füll-
horn von Argumenten zuguns-
ten der Vernunft und einer
soliden Planung jenseits von
teuer subventionierten Vor-
schlägen für «Gammel-Energie» 
aller Art.

Bruno Stanek ist Mitglied der
AVES und wohnt in Arth SZ.

Die Delegiertenversammlung der AVES

Schweiz halten wir am 30. und 31. Mai 2008.

Details folgen im nächsten AVES-Bulletin.

BIP (IN TAUSEND US-DOLLAR) PRO EMITTIERTE TONNE CO2
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Reto Miloni hat in der «Aargauer
Zeitung» ein Exposé über die 
künftige Entwicklung bei der
schweizerischen Energiever-
sorgung dargelegt, was mir in
wesentlichen Teilen nachvoll-
ziehbar erscheint. Trotzdem ein
paar ergänzende Überlegungen:
Es ist richtig, dass die von den
Menschen für ihre Bedürfnisse
umgewandelte Energie nur etwa
einem Fünfzehntausendstel 
der eingestrahlten Sonnenener-
gie entspricht. Den überwie-
genden Anteil beansprucht die
Natur für den Aufbau der
Biomasse, insbesondere für die
Produktion von Sauerstoff.

Es ist richtig, dass die Erzeugung
von regenerierbarer elektrischer
Energie attraktiv wird und 
Arbeitsplätze schaffen kann,
wenn sie zu kostendeckenden
Preisen ins Stromnetz eingespeist
werden kann. Um dies zu er-
reichen, muss jedoch die Wirt-
schaft bereit sein, die höheren
Strompreise aufzufangen. 

Es ist richtig, dass die Kosten für
sonnenerzeugte elektrische
Energie dank technologischen
Fortschritten fallen werden. 
Es ist jedoch auch wahr, dass das
Niveau von hydraulischer 
und nuklearer Elektrizität nie
erreicht werden kann, da die
Energiedichte der Sonnenstrah-
lung auf der Erde relativ niedrig
und unveränderlich ist. Son-
nenenergie ist deshalb material-
intensiv.

Es ist richtig, dass innerhalb der
nächsten Jahrzehnte sonnen-
und winderzeugte Elektrizität in
den einstelligen Prozentbereich
vorstossen kann. Es ist jedoch zu
beachten, dass mit steigendem
Anteil dieser Energie entspre-
chende Kapazität an Ersatzener-
gie bereitstehen muss, da Wind
und Sonne nur begrenzt zur
Verfügung stehen. 

Es ist richtig, dass die erwähnten
Alternativenergien – auf tiefem
Niveau – momentan ein mar-
kantes Wachstum aufweisen.

Fazit: Jede ökonomisch und
ökologisch sinnvolle Stromerzeu-
gung ist willkommen und not-
wendig. Sie sollte aber ausgerich-
tet sein als Ergänzung zu den
bestehenden hydraulischen und
nuklearen Grundversorgungssys-
temen, den hydraulischen und
nuklearen Kraftwerken. Es geht
darum, die Stärken der bestehen-
den und der neuen Stromerzeu-
gungsanlagen auf das gleiche Ziel
auszurichten: die ausreichende,
umweltgerechte und wirtschaft-
liche Versorgung der Schweiz. 
Theo Schaub, Kirchdorf

Die Nebel 

lichten sich?

Scheinheilig

Es sind mit einigen löblichen
Ausnahmen die grünen und
sozialistischen Parteien Europas,
die hauptsächlich für diese
Entwicklung verantwortlich sind.
Sie haben in den letzten 
20–25 Jahren den Ausstieg aus
der Kernenergie propagiert 
und in den meisten Ländern die
Weiterentwicklung der weit-
gehend CO2-freien Kernenergie
verhindert. Dies mit der Folge,
dass heute ein Grossteil des
Stromes mittels fossiler Energie-
träger (Kohle, Gas, Erdöl) und 
mit gewaltigen CO2-Emissionen
erzeugt wird. Für diese missliche
Entwicklung tragen die rot-
grünen Politiker die Schuld 
und sollten deshalb über die
Bücher gehen, bevor sie ihren
politischen Gegnern Vorwürfe
machen. 

Zum grossen Glück hat diese
verantwortungslose Politik in
unserem Land bisher keine
Mehrheit gefunden. Unsere
Stromproduktion ist dank
Wasser- und Kernkraftwerken
praktisch CO2-frei. So darf die
Schweiz sich glücklich schätzen,
dass sie gemäss IEA-Statistik
2004 mit 5,9 t pro Kopf den tiefs-
ten CO2-Ausstoss aller Indu-
strieländer aufweist (USA 19,8 t,
Deutschland 10,3 t). Der Anteil
der Schweiz am weltweiten CO2-
Ausstoss beträgt dementspre-
chend weniger als 0,15 Prozent.

Dies ist ein gutes Resultat, das
wir – mit Bedacht und ohne rot-
grüne Scheinheiligkeit – noch
weiter verbessern können und
wollen.
Konrad Studerus, Edlibach

Die immer gleiche Gruppe Leser-
briefschreiber aus dem rot-
grünen Parteienspektrum ver-
breitet umwelt- und klima-
politische Noten. Auch vor den
Nationalratswahlen behaupteten
sie, die bürgerlichen Parteien
und ihre Vertreter in Bern setzten
sich zu wenig für die Energie-
und Klimapolitik ein. 


